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Alte Fassung 

 
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Karlsruhe 

über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an  
öffentlichen Straßen 

(Sondernutzungsgebührensatzung) 
 

 
 

§ 5  
Gebührenfreiheit 

 
(1) Sondernutzungsgebühren werden nicht erhoben für 

1. Werbeanlagen, die von politischen Parteien oder Wählervereinigungen aus An-
lass von allgemeinen Wahlen, allgemeinen Abstimmungen und dergleichen 
während der Dauer des Wahlkampfes angebracht oder aufgestellt werden. 

2. Informationsstände politischer Parteien, karitativer, gemeinnütziger und kirchli-
cher Organisationen sowie von Einzelpersonen und Interessengruppen. 

3. Plakatständer zu Werbezwecken, beschränkt auf nichtgewerbliche Veranstaltun-
gen. 

4. Hinweisschilder zur besseren Orientierung der Verkehrsteilnehmer sowie Hin-
weisschilder auf Gottesdienste und Veranstaltungen von allgemeinem Interesse 
wie Jahrmärkte, Zirkusse, Messen, Ausstellungen, Kultur- und Sportveranstaltun-
gen. 

5. Werbehinweise für zeitlich begrenzte Veranstaltungen an der Stätte der Leistung 
(Schluss- und Ausverkäufe, Weihnachtsverkäufe u. Ä.) sowie Weihnachts-Deko-
rationen im Straßenbereich (Lichterketten, Girlanden u. Ä.). 

6. das Aufstellen und Anbringen von Fahnen, Masten, Tribünen, Maibäumen und 
dergleichen aus Anlass von Festen und Veranstaltungen von allgemeinem Inte-
resse wie Jahrmärkte, Kultur- und Sportveranstaltungen, Ausstellungen, Umzüge 
u. Ä. 

7. Balkone, Loggien, Sonnenschutzdächer, Vordächer sowie Gebäudesockel, Ge-
simse, Wandpfeiler, soweit sie baurechtlich genehmigt sind und nicht mehr als 
30 cm in den Straßenraum hineinragen. 

Neue Fassung 

 
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Karlsruhe 

über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an  
öffentlichen Straßen 

(Sondernutzungsgebührensatzung) 
 

 
 

§ 5  
Gebührenfreiheit 

 
(1) Sondernutzungsgebühren werden nicht erhoben für 

1. Werbeanlagen, die von politischen Parteien oder Wählervereinigungen aus An-
lass von allgemeinen Wahlen, allgemeinen Abstimmungen und dergleichen 
während der Dauer des Wahlkampfes angebracht oder aufgestellt werden. 

2. Informationsstände politischer Parteien, karitativer, gemeinnütziger und kirchli-
cher Organisationen sowie von Einzelpersonen und Interessengruppen. 

3. Plakatständer zu Werbezwecken, beschränkt auf nichtgewerbliche Veranstaltun-
gen. 

4. Hinweisschilder zur besseren Orientierung der Verkehrsteilnehmer sowie Hin-
weisschilder auf Gottesdienste und Veranstaltungen von allgemeinem Interesse 
wie Jahrmärkte, Zirkusse, Messen, Ausstellungen, Kultur- und Sportveranstaltun-
gen. 

5. Werbehinweise für zeitlich begrenzte Veranstaltungen an der Stätte der Leistung 
(Schluss- und Ausverkäufe, Weihnachtsverkäufe u. Ä.) sowie Weihnachts-Deko-
rationen im Straßenbereich (Lichterketten, Girlanden u. Ä.). 

6. das Aufstellen und Anbringen von Fahnen, Masten, Tribünen, Maibäumen und 
dergleichen aus Anlass von Festen und Veranstaltungen von allgemeinem Inte-
resse wie Jahrmärkte, Kultur- und Sportveranstaltungen, Ausstellungen, Umzüge 
u. Ä. 

7. Balkone, Loggien, Sonnenschutzdächer, Vordächer sowie Gebäudesockel, Ge-
simse, Wandpfeiler, soweit sie baurechtlich genehmigt sind und nicht mehr als 
30 cm in den Straßenraum hineinragen. 
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8. Bürger-, Straßen- und Stadtteilfeste, sofern sie von gemeinnützigen Vereinen 
durch ihre Mitglieder veranstaltet werden und der Verkauf von Speisen und Ge-
tränken nicht durch gewerbliche Anbieter erfolgt. 

9. das Aufstellen von Fahrradständern. 
10. das Herstellen von Pflanzlöchern und das Anbringen von Rankschutzgittern für 

Fassadenbegrünungen  
11. sonstige Fälle, wenn die Sondernutzung überwiegend im öffentlichen Interesse 

liegt oder ausschließlich gemeinnützigen, kirchlichen oder sonstigen allgemein 
förderungswürdigen Zwecken dient. 

 
(2) Die Regelung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren nach Maßgabe der Sat-

zung der Stadt Karlsruhe über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für öffentliche 
Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) der Stadt Karlsruhe bleibt hiervon unbe-
rührt.  

 
 

8. Bürger-, Straßen- und Stadtteilfeste, sofern sie von gemeinnützigen Vereinen 
durch ihre Mitglieder veranstaltet werden und der Verkauf von Speisen und Ge-
tränken nicht durch gewerbliche Anbieter erfolgt. 

9. das Aufstellen von Fahrradständern. 
10. das Herstellen von Pflanzlöchern und das Anbringen von Rankschutzgittern für 

Fassadenbegrünungen sowie das Aufstellen von Pflanzkübeln. 
11. sonstige Fälle, wenn die Sondernutzung überwiegend im öffentlichen Interesse 

liegt oder ausschließlich gemeinnützigen, kirchlichen oder sonstigen allgemein 
förderungswürdigen Zwecken dient. 

 
(2) Die Regelung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren nach Maßgabe der Sat-

zung der Stadt Karlsruhe über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für öffentliche 
Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) der Stadt Karlsruhe bleibt hiervon unbe-
rührt.  

 
 

 
 
 
 
 

 


